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 Verordnung 
über das Anstellungsverhältnis der Lehrpersonen 

      

 Der Kantonsrat des Kantons Obwalden  

 beschliesst  

 I.  

 Der Erlass GDB 410.12 (Verordnung über das An-
stellungsverhältnis der Lehrpersonen [Lehrper-
sonenverordnung, LPV] vom 25. April 2008) 
(Stand 1. Januar 2024) wird wie folgt geändert: 

 

Verordnung über das Anstellungsverhältnis der 
Lehrpersonen 

  

(Lehrpersonenverordnung, LPV)   

vom 25. April 2008   

Der Kantonsrat des Kantons Obwalden,             

gestützt auf Artikel 36 und 120 des Bildungsgesetzes 
vom 16. März 20061), 

            

beschliesst:             

1. Allgemeine Bestimmungen             

 
1) GDB 410.1 

http://gdb.ow.ch/data/410.12/de
http://gdb.ow.ch/data/410.1/de
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Art.  1 
Geltungsbereich 

  

1 Diese Verordnung regelt das Anstellungsverhältnis der 
Lehrpersonen der kantonalen Schulen und der Schulen 
der Einwohnergemeinden (ausgenommen Musikschu-
len). 

  

Art.  2 
Anwendbare Vorschriften 

  

1 Soweit diese Verordnung keine abweichenden Bestim-
mungen enthält, richtet sich das Anstellungsverhältnis 
nach Artikel 32 ff. des Staatsverwaltungsgesetzes2), 
nach Artikel 26 bis 35 sowie 92 des Bildungsgesetzes3) 
und nach der Personalverordnung4). 

1 Soweit diese Verordnung keine abweichenden Bestim-
mungen enthält, richtet sich das Anstellungsverhältnis 
nach Artikel 32 ff. des Staatsverwaltungsgesetzes5), 
nach Artikel 26 bis 35 sowie 92 des Bildungsgesetzes6) 
und nach der Personalverordnung7). 

 

2. Lehrbewilligung, besoldetes Pensum und be-
ruflicher Auftrag 

            

Art.  3 
Lehrbewilligung 

  

1 Die Lehrbewilligung wird vom Bildungs- und Kulturde-
partement zuhanden der Anstellungsinstanz in allge-
meiner Form für jene Fälle erteilt, in welchen die Anfor-
derungen gemäss Art. 27 Abs. 1 und 2 des Bildungsge-
setzes8) erfüllt sind. 

  

 
2) GDB 130.1 
3) GDB 410.1 
4) GDB 141.11 
5) GDB 130.1 
6) GDB 410.1 
7) GDB 141.11 
8) GDB 410.1 

http://gdb.ow.ch/data/130.1/de
http://gdb.ow.ch/data/410.1/de
http://gdb.ow.ch/data/141.11/de
http://gdb.ow.ch/data/130.1/de
http://gdb.ow.ch/data/410.1/de
http://gdb.ow.ch/data/141.11/de
http://gdb.ow.ch/data/410.1/de
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2 Werden die Anforderungen gemäss Art. 27 Abs. 1 und 
2 des Bildungsgesetzes nicht erfüllt, so hat die Lehrper-
son unter Mitwirkung der Anstellungsinstanz an das Bil-
dungs- und Kulturdepartement unaufgefordert ein Ge-
such um Erteilung der befristeten Lehrbewilligung zu 
stellen. 

2 Werden die Anforderungen gemäss Art. 27 Abs. 1 und 
2 des Bildungsgesetzes an den Schulen der Einwohner-
gemeinde nicht erfüllt, so hat die Lehrperson unter Mit-
wirkung der Anstellungsinstanz an das Bildungs- und 
Kulturdepartement unaufgefordert ein Gesuch um Ertei-
lung der befristeten Lehrbewilligung zu stellen. 

 

 2a Werden die Anforderungen gemäss Art. 27 Abs. 1 
und 2 des Bildungsgesetzes an den kantonalen Schu-
len nicht erfüllt, so wird mit dem Anstellungsvertrag eine 
befristete Lehrbewilligung erteilt. 

 

3 Mit der Erteilung der befristeten Lehrbewilligung ist die 
Auflage zu verbinden, innert angemessener Frist die 
Anforderungen gemäss Art. 27 Abs. 1 und 2 des Bil-
dungsgesetzes zu erfüllen. 

  

4 Ausnahmsweise kann die Lehrbewilligung erteilt wer-
den, auch wenn die Anforderungen gemäss Art. 27 Abs. 
2 des Bildungsgesetzes nicht erfüllt sind, jedoch der 
Nachweis einer gleichwertigen Ausbildung oder einer 
langjährigen, erfolgreichen Lehrerfahrung mit entspre-
chender Weiterbildung erbracht wird. 

  

Art.  3a 
Besoldetes Pensum der Lehrpersonen 

  

1 Das besoldete Pensum der Lehrpersonen umfasst vier 
Bereiche: 

  

a. den beruflichen Auftrag;   

b. die Ressourcen für Klassenlehrpersonen;   

c. die Ressourcen für besondere Aufgaben (Schulbe-
triebs- und Schulentwicklungspool); 

c. die Ressourcen für besondere Aufgaben (Schulbe-
triebs-(z.B. Schulbetriebs- und Schulentwicklungs-
pool); 

 

d. die Altersentlastung, Kompensation.   
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Art.  4 
Beruflicher Auftrag der Lehrpersonen 

  

1 Der berufliche Auftrag der Lehrpersonen umfasst die 
Auftragsfelder Unterricht, Schülerinnen und Schüler 
bzw. Studierende, Schule und Lehrperson. 

1 Der berufliche Auftrag der Lehrpersonen umfasst die 
Auftragsfelder Unterricht, Schülerinnen und Schüler, 
Studierende bzw. StudierendeLernende, Schule und 
Lehrperson. 

 

2 Die Lehrpersonen arbeiten mit den Erziehungsberech-
tigten und weiteren an der Schule Beteiligten zusam-
men. 

2 Die Lehrpersonen arbeiten mit den Eltern bzw. Erzie-
hungsberechtigten und weiteren an der Schule Beteilig-
ten zusammen. 

 

3 Die prozentuale Verteilung der Jahresarbeitszeit ge-
mäss Art. 10 dieser Verordnung auf die Auftragsfelder 
der Volksschullehrpersonen gilt wie folgt: Unterricht ca. 
87,5% (ca. 1670 Stunden), Schülerinnen und Schüler 
bzw. Studierende ca. 5% (ca. 95 Stunden), Schule ca. 
5% (ca. 95 Stunden), Lehrperson ca. 2,5% (ca. 48 
Stunden). 

3 Die prozentuale Verteilung der Jahresarbeitszeit ge-
mäss Art. 10 dieser Verordnung auf die Auftragsfelder 
der Volksschullehrpersonen gilt wie folgt: Unterricht ca. 
87,5% (ca. 1670 Stunden), Schülerinnen und Schüler, 
Studierende bzw. StudierendeLernende ca. 5% (ca. 95 
Stunden), Schule ca. 5% (ca. 95 Stunden), Lehrperson 
ca. 2,5% (ca. 48 Stunden). 

 

4 Der berufliche Auftrag gilt im Grundsatz für Vollzeit 
und Teilzeit arbeitende Lehrpersonen. Teilzeit arbei-
tende Lehrpersonen erfüllen die einzelnen Auftragsfel-
der anteilmässig und/oder im Rahmen von Sonderrege-
lungen, die mit der Anstellungsinstanz getroffen wer-
den. 

  

5 Der berufliche Auftrag gilt im Grundsatz für die Lehr-
personen aller Stufen. Er kann vom Bildungs- und Kul-
turdepartement in einem Reglement stufenspezifisch in 
den einzelnen Auftragsfeldern ergänzt werden. Für die 
Lehrpersonen der kantonalen Schulen gilt die Vertei-
lung gemäss Absatz 3 sinngemäss. 

  

6 Die Lehrpersonen sind hinsichtlich der korrekten Um-
setzung des beruflichen Auftrags dem Rektorat bzw. 
der Schulleitung gegenüber zur Rechenschaftslegung 
verpflichtet. 

  

7 Das Rektorat bzw. die Schulleitung überprüft die Erfül-
lung des beruflichen Auftrags. 
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8 Aufgaben, insbesondere im Rahmen des Schulbe-
triebs- und Schulentwicklungspools gemäss Art. 31 die-
ser Verordnung, die über den beruflichen Auftrag mit 
den vier Auftragsfeldern im Sinne von Art. 5 bis 8 dieser 
Verordnung hinausgehen, vereinbart das Rektorat bzw. 
die Schulleitung mit der Lehrperson im gegenseitigen 
Einverständnis. 

  

9 Lehrpersonen sind verpflichtet, den Unterricht nach 
anerkannten methodischen und didaktischen Grundsät-
zen durchzuführen und die ihnen anvertrauten Schüle-
rinnen und Schüler bzw. Studierenden ihren Fähigkei-
ten entsprechend zu fördern und zu fordern und ihnen 
mit Wertschätzung zu begegnen. 

9 Lehrpersonen sind verpflichtet, den Unterricht nach 
anerkannten methodischen und didaktischen Grundsät-
zen durchzuführen und die ihnen anvertrauten Schüle-
rinnen und Schüler, Studierenden bzw. Studierenden
Lernenden ihren Fähigkeiten entsprechend zu fördern 
und zu fordern und ihnen mit Wertschätzung zu begeg-
nen. 

 

Art.  5 
Auftragsfeld Unterricht 

  

1 Das Auftragsfeld Unterricht umfasst:   

a. den Unterricht planen, vorbereiten, organisieren, 
durchführen, auswerten und dokumentieren; 

  

b. ausgerichtet auf die Selbst-, Sozial- und Sachkompe-
tenz der Schülerinnen und Schüler bzw. Studierenden 
lehren und erziehen; 

b. ausgerichtet auf die Selbst-, Sozial- fachlichen und 
Sachkompetenz überfachlichen Kompetenzen der 
Schülerinnen und Schüler, Studierenden bzw. Studie-
rendenLernenden lehren und erziehen; 

 

c. Schülerinnen und Schüler bzw. Studierende regel-
mässig lernziel- und förderorientiert beurteilen; 

c. Schülerinnen und Schüler, Studierende bzw. Studie-
rendeLernende regelmässig lernziel- und förderorien-
tiert beurteilen; 

 

d. unterrichtsbezogen mit andern Lehrpersonen zusam-
menarbeiten; 

  

e. vor und nach dem Unterricht sowie in den Unterrichts-
pausen präsent sein. 
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Art.  6 
Auftragsfeld Schülerinnen und Schüler bzw. Studierende 

Art.  6 
Auftragsfeld Schülerinnen und Schüler, Studierende bzw. Studie-
rendeLernende 

 

1 Das Auftragsfeld Schülerinnen und Schüler bzw. Stu-
dierende umfasst: 

1 Das Auftragsfeld Schülerinnen und Schüler, Studie-
rende bzw. StudierendeLernende umfasst: 

 

a. ausserhalb des Auftragsfeldes Unterricht lehren und 
beraten (Lernbegleitung); 

  

b. regelmässig und bei Bedarf (je nach Stufe) mit den 
Erziehungsberechtigten und den Schülerinnen und 
Schülern bzw. Studierenden den Entwicklungsverlauf, 
den Lernerfolg und die Beurteilungsdokumentation 
besprechen; 

b. regelmässig und bei Bedarf (je nach Stufe) mit den 
Eltern bzw. Erziehungsberechtigten und den Schüle-
rinnen und Schülern, Studierenden bzw. Studierenden
Lernenden den Entwicklungsverlauf, den Lernerfolg 
und die Beurteilungsdokumentation besprechen; 

 

c. mit Schuldiensten, andern Amtsstellen, abnehmenden 
Schulen und Institutionen zusammenarbeiten; 

  

d. das Umfeld der Schülerinnen und Schüler bzw. Stu-
dierenden über Elternabende bzw. Elternanlässe för-
dern; 

d. das Umfeld der Schülerinnen und Schüler, Studieren-
den bzw. StudierendenLernenden über Elternabende 
bzw. Elternanlässe fördern; 

 

e. für die nötige Information und Kommunikation sorgen.   

Art.  7 
Auftragsfeld Schule 

  

1 Das Auftragsfeld Schule umfasst:   

a. an schulinternen Lehrerweiterbildungen (SCHILW) 
teilnehmen; 

  

b. an Teamsitzungen und Schulentwicklungsprojekten 
teilnehmen; 

  

c. einen Beitrag zum guten Schulklima leisten (beispiels-
weise durch Zusammenarbeit im Bereich des tägli-
chen Lebens wie Ordnung, Anstand usw.); 
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d. einen aktiven Beitrag zum Profil der Schule leisten 
(beispielsweise durch Schulanlässe aller Art, in Schul-
entwicklungsprojekten usw.); 

  

e. in der Stufe und in der Fachschaft zusammenarbeiten 
(beispielsweise in Arbeitssitzungen zu pädagogischen 
und organisatorischen Fragen); 

  

f. an der Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung 
der Schule mitarbeiten (zum Beispiel in Hospitations-
gruppen und kantonal organisierten Veranstaltungen); 

  

g. an Vernehmlassungen mit bildungspolitischem Inhalt 
teilnehmen; 

  

h. allenfalls die Verantwortung für und die Betreuung 
von Arbeitsräumen, Geräten usw. übernehmen. 

  

Art.  8 
Auftragsfeld Lehrperson 

  

1 Das Auftragsfeld Lehrperson umfasst:   

a. die eigene Tätigkeit als steter Beitrag zur Sicherung 
und Entwicklung der Schulqualität evaluieren, reflek-
tieren und weiterentwickeln; 

  

b. sich fachlich und pädagogisch weiterbilden;   

c. institutionalisierte und nicht institutionalisierte Ange-
bote (schulinterne, kantonale und interkantonale) zur 
Weiterbildung nutzen. 

  

3. Arbeitszeit, Ferien, Urlaub             

Art.  9 
Grundsatz 
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1 Die Zahl der Unterrichtslektionen, die wöchentlich in-
nerhalb der ordentlichen Arbeitszeit zu leisten sind, ist 
in Anhang 1 für jede Kategorie von Lehrpersonen fest-
gelegt. 

  

2 Im Anstellungsvertrag setzt die Anstellungsinstanz die 
tatsächliche Lektionenzahl der Lehrperson fest. Bei va-
riablen Pensen ist die Lektionenzahl innerhalb einer 
Bandbreite von vier Lektionen festzulegen. 

  

3 Befristete Anstellungsverträge können höchstens 
zweimal verlängert werden. Sie sind bei einer an-
schliessenden Weiterbeschäftigung der Lehrperson in 
einen unbefristeten Anstellungsvertrag umzuwandeln. 

  

Art.  10 
Arbeitszeit 

  

1 Die Arbeitszeit beträgt bei einem Vollpensum 1907 ef-
fektive Arbeitstunden pro Jahr und umfasst den gesam-
ten beruflichen Auftrag der Lehrperson gemäss Art. 4 
bis 8 dieser Verordnung. Sie wird im Rahmen eines 
Jahresarbeitszeitmodells und aufgeteilt auf die vier Auf-
tragsfelder geleistet. 

  

2 Das Rektorat beziehungsweise die Schulleitung kann 
verlangen, dass die Lehrpersonen während der unter-
richtsfreien Zeit im Umfang von 10% der Nettoarbeits-
zeit (ca. 190 Stunden bei einem Vollpensum) im Schul-
haus anwesend sind. Dabei dürfen maximal 10 Arbeits-
tage in den Schulferien angesetzt werden (ca. 80 Stun-
den bei einem Vollpensum). 

  

Art.  11 
Mehrlektionen 
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1 Als Mehrlektionen gelten jene Lektionen, die nach 
Stundenplan regelmässig über die vertraglich verein-
barte Unterrichtsverpflichtung hinaus geleistet werden. 
Die Anstellungsinstanz kann eine Lehrperson mit einem 
Vollpensum zu höchstens einer Mehrlektion verpflich-
ten. Mehrlektionen sind innerhalb von drei Schuljahren 
auszugleichen. 

  

2 Weitere Mehrlektionen sind im gegenseitigen Einver-
nehmen für eine befristete Zeit möglich, sofern das ge-
samte Pensum nicht bereits 100 Prozent beträgt. 

  

3 Eine Vergütung von Mehrlektionen erfolgt nur, wenn 
als Folge der Auflösung des Arbeitsverhältnisses kein 
Ausgleich möglich ist. In begründeten Fällen kann die 
Anstellungsinstanz die Vergütung von Mehrlektionen 
beschliessen. 

  

Art.  12 
Umlagerungen der Arbeitszeit zwischen den Auftragsfeldern 

  

1 Lehrpersonen, die innerhalb des beruflichen Auftrags 
Aufgaben im Sinne von Art. 30 und 31 dieser Verord-
nung übernehmen, erhalten hierfür von der Anstellungs-
instanz eine Pensenreduktion im Auftragsfeld Unter-
richt. 

1 Lehrpersonen, die innerhalb des beruflichen Auftrags 
Aufgaben im Sinne von Art. 30 und, 31 oder 31a dieser 
Verordnung übernehmen, erhalten hierfür von der An-
stellungsinstanz eine Pensenreduktion im Auftragsfeld 
Unterricht. 

 

2 In Ausnahmefällen können Aufgaben im Sinne von 
Art. 30 und 31 dieser Verordnung ganz oder teilweise 
zu Lasten eines unterrichtsfreien Auftragsfeldes geleis-
tet werden. 

2 In Ausnahmefällen können Aufgaben im Sinne von 
Art. 30 und, 31 oder 31a dieser Verordnung ganz oder 
teilweise zu Lasten eines unterrichtsfreien Auftragsfel-
des geleistet werden. 

 

3 Grundsätzlich sollen beruflicher Auftrag und Aufgaben 
im Sinne von Art. 30 und 31 dieser Verordnung zusam-
men ein 100 Prozent-Pensum nicht übersteigen. 

3 Grundsätzlich sollen beruflicher Auftrag und Aufgaben 
im Sinne von Art. 30 und, 31 oder 31a dieser Verord-
nung zusammen ein 100 Prozent-Pensum nicht über-
steigen. 

 

Art.  13 
Herabsetzung der Unterrichtsverpflichtung 
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1 Für Lehrpersonen, die im Verlauf des Schuljahrs das 
50. Altersjahr vollenden, vermindert sich die wöchentli-
che Unterrichtsverpflichtung rückwirkend ab Beginn des 
Schuljahrs ohne Herabsetzung der Besoldung um eine 
Lektion. Die Unterrichtsverpflichtung wird für Lehrperso-
nen ab dem 60. Altersjahr um drei Lektionen herabge-
setzt. 

  

2 Bei Teilpensen erfolgt die Herabsetzung anteilmässig.   

3 Eine nicht beanspruchte Herabsetzung der Unter-
richtsverpflichtung wird nicht finanziell vergütet. 

  

Art.  14 
Erteilung von Unterricht an einer anderen Klasse oder Stufe 

  

1 Die Anstellungsinstanz kann eine Lehrperson ver-
pflichten, im Rahmen des vertraglich vereinbarten Pen-
sums vorübergehend eine andere Klasse oder an einer 
anderen Stufe ihrer Schule zu unterrichten, wenn in der 
eigenen Klasse nicht das volle Pensum erfüllt werden 
kann. 

  

Art.  15 
Schulausfälle 

  

1 Für voraussehbare Schulausfälle ist bei der Schullei-
tung bzw. beim Rektorat eine Bewilligung einzuholen. 
Die Schulleitung bzw. das Rektorat entscheidet über die 
Berechtigung des Schulausfalls sowie über ein allfälli-
ges Nachholen der ausgefallenen Unterrichtszeit. 

  

2 Nicht voraussehbare Schulausfälle sind sofort der 
Schulleitung oder dem Rektorat zu melden. Dauert der 
Schulausfall länger als drei Tage, so ist er mit entspre-
chenden Beweismitteln wie Arztzeugnis usw. zu be-
gründen. 

  

Art.  16 
Ferien 
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1 Die gemäss dem beruflichen Auftrag berechneten Fe-
rien sind während der Schulferien zu beziehen. 

  

2 Die Schulleitung kann während der Schulferien Prä-
senzzeiten zur Erledigung von schulinternen Aufgaben 
und für Weiterbildungen anordnen. 

  

Art.  17 
Bezahlter und unbezahlter Urlaub 
a. Allgemeines 

  

1 Bei Urlaub werden Lehrpersonen ohne Veränderung 
ihres Anstellungsverhältnisses für beschränkte Zeit 
ganz oder teilweise von der Pflicht zur Arbeitsleistung 
befreit. 

  

2 Bezahlter oder unbezahlter Urlaub kann bewilligt wer-
den, wenn besondere Umstände vorliegen, insbeson-
dere gesundheitliche oder private Gründe sowie freiwil-
lige gemeinnützige Dienstleistungen. 

  

3 Urlaubsgesuche sind schriftlich zu begründen. Bei 
Entscheiden über Urlaubsgesuche ist neben den Leis-
tungen und dem Verhalten zu berücksichtigen, ob der 
Unterricht weiterhin sichergestellt ist. 

  

4 Intensivweiterbildungen richten sich nach Art. 35 die-
ser Verordnung. 

  

Art.  18 
b. bezahlter Urlaub 

  

1 Ein bezahlter Urlaub kann zusammenhängend, in Tei-
len oder in Form einer Lektionsentlastung gewährt wer-
den. 

  

2 Wenn folgende private Ereignisse und Verpflichtungen 
in die Unterrichtszeit fallen, haben Lehrpersonen An-
spruch auf bezahlten Urlaub: 
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a. einen freien Tag für die eigene Trauung, die Geburt 
eines eigenen Kindes, die Trauung eines eigenen Kin-
des oder für den Umzug des eigenen Haushalts; 

a. einen freien Tag für die eigene Trauung, die Geburt 
eines eigenen Kindes, die Trauung eines eigenen Kin-
des oder für den Umzug des eigenen Haushalts; 

 

b. bis drei Tage bei Todesfällen in der eigenen Familie 
(Ehe- oder Lebenspartner, Kinder, Eltern oder 
Schwiegereltern). 

  

3 Für die Bewilligung von zusätzlichem bezahltem Ur-
laub sind zuständig: 

  

a. die Schulleitung für einen Arbeitstag pro Jahr; a. das Rektorat bzw. die Schulleitung für einen Arbeits-
tag pro Jahr; 

 

b. die Departementsvorsteherin oder der Departements-
vorsteher bis zu zehn Arbeitstagen pro Jahr; 

b. die Departementsvorsteherin oder der Departements-
vorsteher bzw. das Schulratspräsidium bis zu zehn 
Arbeitstagen pro Jahr; 

 

c. der Regierungsrat bzw. der Einwohnergemeinderat 
bei mehr als zehn Arbeitstagen. 

  

Art.  19 
c. unbezahlter Urlaub 

  

1 Bei unbezahltem Urlaub von mehr als einer Woche 
pro Jahr tritt anstelle der Ferienkürzung eine entspre-
chende Lohnkürzung. 

  

2 Für die Bewilligung von unbezahltem Urlaub ist das 
Rektorat bzw. die Schulleitung zuständig. 

  

Art.  20 
Mutterschaftsurlaub 

Art.  20 
MutterschaftsurlaubMutterschafts- und Vaterschaftsurlaub 

 

1 Mutterschaftsurlaub, welcher in die Schulferien fällt, 
kann nicht nachbezogen werden. 

1 MutterschaftsurlaubMutterschafts- oder Vaterschafts-
urlaub, welcher in die Schulferien fällt, kann nicht nach-
bezogen werden. 

 

4. Beurteilung             
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Art.  21 
Grundsatz 

  

1 Die Beurteilung hat zum Ziel, die Lehrpersonen zu för-
dern und damit zur Unterrichts- und Schulentwicklung 
beizutragen. 

  

Art.  22 
Beurteilungssystem 

  

1 Grundlage der Lehrpersonenbeurteilung bildet für die 
kantonalen Schulen und die Schulen der Einwohnerge-
meinden ein Beurteilungssystem nach den Vorgaben 
des Bildungs- und Kulturdepartements. 

  

Art.  23 
Eckwerte des Beurteilungssystems 

  

1 Das Beurteilungssystem berücksichtigt folgende Eck-
werte: 

  

a. die Beurteilung der Lehrpersonen erfolgt auf zwei Ar-
ten: 

  

1. jährliches Personalgespräch,   

2. periodische, umfassende Beurteilung im Sinne von 
Buchstabe b und c; 

  

b. die umfassende Beurteilung erfolgt ganzheitlich und 
berücksichtigt die didaktischen und methodischen Fä-
higkeiten sowie das Lehr- und Teamverhalten; 

  

c. die umfassende Beurteilung durch das Rektorat bzw. 
die Schulleitung stützt sich insbesondere auf deren ei-
gene Beobachtungen, auf die Selbstevaluation durch 
die Lehrperson sowie auf die Rückmeldung der Schü-
lerinnen und Schüler bzw. der Studierenden, der Er-
ziehungsberechtigten und allfälliger weiterer Partner 
der Schule; 

c. die umfassende Beurteilung durch das Rektorat bzw. 
die Schulleitung stützt sich insbesondere auf deren ei-
gene Beobachtungen, auf die Selbstevaluation durch 
die Lehrperson sowie auf die Rückmeldung der Schü-
lerinnen und Schüler, der Studierenden bzw. der Stu-
dierendenLernenden, der Eltern bzw. Erziehungsbe-
rechtigten und allfälliger weiterer Partner der Schule; 

 



 

14  

Geltendes Recht 
Vernehmlassungsvorlage des Regierungs-
rats vom 25. März 2024 

Notizen 

d. die Lehrpersonen werden anhand von mindestens 
drei Beurteilungsstufen beurteilt. 

  

5. Entlöhnung, Sozialleistungen, Versicherun-
gen 

            

Art.  24 
Einreihung 
a. Grundsatz 

  

1 Jede Lehrperson wird grundsätzlich aufgrund ihrer 
Funktion gemäss Anhang 1 einer Funktionsstufe zuge-
ordnet. 

  

2 Der individuelle Lohn wird nach den Funktionsstufen 
gemäss Anhang 2 festgelegt. 

  

3 Die jährliche Anpassung des individuellen Lohnes wird 
aufgrund der zwei Kriterien Lage im Lohnband und Er-
fahrungs-/Altersanstieg berechnet. 

  

Art.  25 
b. Ausnahmen 

  

1 Lehrpersonen mit einer Lehrbewilligung, welche nicht 
für die unterrichtete Stufe gilt, werden ein Lohnband tie-
fer eingereiht. 

  

2 Personen ohne Lehrdiplom werden unter Berücksichti-
gung von Vorbildung und beruflicher Erfahrung mindes-
tens zwei Lohnbänder tiefer eingestuft. 

  

Art.  26 
Lohnvergleiche und Lagebeurteilung 
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1 Vor der Erarbeitung des neuen Voranschlags orientiert 
das Bildungs- und Kulturdepartement in Verbindung mit 
dem Personalamt aufgrund der jährlichen Lohnverglei-
che und einer Lagebeurteilung die Einwohnergemein-
den und die Lehrpersonenverbände über die für das 
kommende Jahr geplanten Massnahmen bezüglich ge-
nereller und individueller Lohnerhöhungen sowie allfälli-
ger weiterer Vorkehrungen bezüglich Erhaltung des 
Lohnsystems. 

  

Art.  27 
Lohnentwicklung 

  

1 Nach Anhörung der Einwohnergemeinden und Lehr-
personenverbände legt der Regierungsrat die Funkti-
onsstufen (Anhang 2) und die Gewichtung der Kriterien 
für die Lohnentwicklung fest. 

  

2 Nachdem der Kantonsrat mit dem Voranschlag über 
die Entwicklung der individuellen Löhne entschieden 
hat, berechnet das Personalamt des Kantons die Lohn-
vorschläge für das folgende Jahr aufgrund der für die 
generelle und individuelle Lohnentwicklung zur Verfü-
gung stehenden Mittel. 

  

3 Die vom Personalamt berechneten Lohnvorschläge 
werden den Rektoraten bzw. Schulbehörden schriftlich 
mitgeteilt. Sie können diese Lohnvorschläge anpassen, 
sind dabei jedoch an die ihnen zur Verfügung stehende 
Lohnsumme gebunden. 

  

Art.  28 
Entlöhnung von Stellvertretungen 

  

1 Stellvertretungen, die höchstens drei Wochen im Ein-
satz stehen, werden in der Regel im untersten Teil des 
zutreffenden Lohnbandes eingereiht. 
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2 Stellvertretungen, die mehr als drei Wochen im Ein-
satz stehen, erhalten in der Regel einen Lohn, der 
höchstens jenem der Lohnleitlinie des zutreffenden 
Lohnbandes entspricht. 

  

3 Die Entlöhnung je Lektion wird wie folgt berechnet: 
Jahreslohn einschliesslich 13. Monatslohn / Schulwo-
chen x volle Unterrichtsverpflichtung 

  

4 Mit diesem Lohn sind die Entschädigungen für Ferien 
und der Anteil des 13. Monatslohns abgegolten. 

  

5 Stellvertretungen, deren Einsatz mehr als drei Monate 
dauert, werden mit einem öffentlich-rechtlichen Anstel-
lungsvertrag ordentlich angestellt. 

  

6 Festangestellte Lehrpersonen, die eine Stellvertretung 
übernehmen, erhalten für die Zeitdauer der Stellvertre-
tung eine Pensenerweiterung zu den Anstellungsbedin-
gungen der festen Anstellung. 

6 Festangestellte Lehrpersonen, die eine Stellvertretung 
übernehmen, erhalten für die Zeitdauer der Stellvertre-
tung in der Regel eine Pensenerweiterung zu den An-
stellungsbedingungen der festen Anstellung. 

 

Art.  29 
Steuerung des Lohnaufwandes 

  

1 Der Lohnaufwand für die Lehrpersonen wird gestützt 
auf die Pflichtstundenzahl der Lehrpersonen gemäss 
Stundentafel sowie den Schulbetriebs- und Schulent-
wicklungspool festgelegt. 

  

2 Der Kanton und die Einwohnergemeinden können auf-
grund schul- bzw. ortsspezifischer Besonderheiten den 
Schulleitungspool sowie den Schulbetriebs- und Schul-
entwicklungspool angemessen erhöhen. 

  

Art.  30 
Schulleitungspool 

  

1 Die Einwohnergemeinde stellt für die Schulleitungsauf-
gaben (ausgenommen Sekretariatspensen) einen 
Schulleitungspool zur Verfügung, der mindestens 1¼ 
Lektionen bzw. 4.31 Stellenprozente pro Klasse beträgt. 
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2 Der Kanton stellt für die Schulleitungsaufgaben der 
Kantonsschule und der Berufsfachschule die notwendi-
gen Stellenprozente zur Verfügung. 

  

3 Als Schulleitungsaufgaben gelten im Volksschulbe-
reich die Aufgaben gemäss Art. 127 des Bildungsgeset-
zes. Für die Rektorate der kantonalen Schulen gelten 
sie sinngemäss. 

  

Art.  31 
Betriebs- und Schulentwicklungspool 

  

1 Die Einwohnergemeinde stellt für Schulbetriebs- und 
Schulentwicklungsaufgaben ihrer Schulen, die im Sinne 
von Zusatzaufgaben ausserhalb der Auftragsfelder der 
Lehrperson im Sinne von Art. 5 bis 8 dieser Verordnung 
liegen, einen Schulbetriebs- und Schulentwicklungspool 
zur Verfügung, der mindestens eine halbe Lektion bzw. 
1.72 Stellenprozente pro Vollpensum beträgt. 

  

2 Der Kanton stellt für Schulbetriebs- und Schulentwick-
lungsaufgaben an der Kantonsschule und der Berufs-
fachschule, die im Sinne von Zusatzaufgaben aus-
serhalb der Auftragsfelder der Lehrperson im Sinne von 
Art. 5 bis 8 dieser Verordnung liegen, die notwendigen 
Stellenprozente zur Verfügung. 

  

3 Die Schulbetriebs- und Schulentwicklungsaufgaben 
umfassen im Wesentlichen kantonale Zusammenar-
beits- und Vernetzungsaufgaben sowie gemeindespezi-
fische und schulhausspezifische Aufgaben. 

  

Art.  31a 
Klassenpool 

  

1 Die Einwohnergemeinde stellt für anspruchsvolle Klas-
sensituationen einen Klassenpool zur Verfügung, der 
mindestens 3/4 Lektionen bzw. 2.59 Stellenprozente 
pro Klasse beträgt. 
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2 Der Klassenpool wird nur für die Schulen der Volks-
schulstufen geschaffen. 

  

3 Der Klassenpool stellt den Lehrpersonen Ressourcen 
für die Bewältigung anspruchsvoller Aufgaben bei der 
Klassenführung zur Verfügung. Die Schulleitung weist 
die Ressourcen des Pools bedarfsgerecht einzelnen 
Lehrpersonen zu. 

  

Art.  32 
Unfallversicherung 

  

1 Lehrpersonen sind gegen Berufsunfall versichert. Be-
trägt das Unterrichtspensum pro Woche mehr als 240 
Minuten Nettounterrichtsdauer, so sind sie zusätzlich 
gegen Nichtberufsunfall versichert. 

  

6. Weiterbildung             

Art.  33 
Grundsätze 

  

1 Die Lehrerinnen- und Lehrerweiterbildung hat zum 
Ziel, sowohl die berufsbezogene persönliche und fachli-
che Weiterentwicklung der Lehrpersonen wie auch die 
Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung des Unter-
richts und der ganzen Schule nachhaltig zu fördern und 
zu unterstützen. 

  

2 Die Mitglieder der Rektorate bzw. der Schulleitungen 
können an den Veranstaltungen der Weiterbildung teil-
nehmen. 

  

Art.  34 
Formen der Weiterbildung 

  

1 Die Weiterbildung umfasst folgende Formen:   

a. schulinterne Weiterbildungen;   

b. kantonale Bildungstage;   
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c. thematisch verpflichtende Weiterbildungskurse; c. thematisch verpflichtende berufliche Weiterbildungs-
kurse; 

 

d. thematisch frei wählbare Weiterbildungskurse; d. thematisch frei wählbare berufliche Weiterbildungs-
kurse; 

 

e. Zusatzausbildungen zur Ausübung einer Kaderfunk-
tion; 

  

f. Zusatzausbildungen zur Ausübung einer Spezialfunk-
tion; 

  

g. Berufseinführungen;   

h. Intensivweiterbildungen.   

2 Nachqualifikationen für die Erlangung der Lehrbewilli-
gung in einzelnen Unterrichtsfächern gelten als Ausbil-
dungen und sind nicht Gegenstand dieser Verordnung. 

2 Nachqualifikationen für die Erlangung der Lehrbewilli-
gung für eine Stufe oder in einzelnen Unterrichtsfächern 
gelten als Ausbildungen und sind nicht Gegenstand die-
ser Verordnung. 

 

3 Die Weiterbildungsangebote sind regelmässig zu eva-
luieren. 

  

Art.  35 
Intensivweiterbildung 

  

1 Intensivweiterbildungen dauern in der Regel drei Mo-
nate. Während dieser Zeit sind die Lehrpersonen von 
der Unterrichtstätigkeit befreit und beziehen den or-
dentlichen Lohn. 

  

2 Intensivweiterbildungen können die Rektorate bzw. 
Schulleitungen in Absprache mit dem Bildungs- und 
Kulturdepartement im Rahmen der zur Verfügung ste-
henden Voranschlagskredite jenen Lehrpersonen ge-
währen, die mindestens zehn Jahre unterrichtet haben. 
Eine wiederholte Gewährung von Intensivweiterbildung 
ist möglich. 

2 Intensivweiterbildungen können die Rektorate bzw. 
Schulleitungen in Absprache mit dem Bildungs- und 
Kulturdepartement im Rahmen der zur Verfügung ste-
henden VoranschlagskrediteBudgetkredite jenen Lehr-
personen gewähren, die mindestens zehn Jahre unter-
richtet haben. Eine wiederholte Gewährung von Inten-
sivweiterbildung ist möglich. 

 

3 Es besteht kein Anrecht auf Intensivweiterbildung.   
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Art.  36 
Zuständigkeiten bei der Bereitstellung der Weiterbildungsangebote 

  

1 Für die Bereitstellung der Weiterbildungsangebote 
sind zuständig: 

  

a. die Rektorate bzw. Schulleitungen für schulinterne 
Weiterbildungen; 

  

b. das zuständige Amt für die kantonalen Bildungstage;   

c. das zuständige Amt bzw. die Rektorate und Schullei-
tungen für die thematisch verpflichtenden Weiterbil-
dungen. 

c. das zuständige Amt bzw.oder die Rektorate und 
Schulleitungen für die thematisch frei wählbaren und 
verpflichtenden beruflichen Weiterbildungen.; 

 

 d. das zuständige Amt oder die Rektorate für die Berufs-
einführung; 

 

 e. das zuständige Amt oder die Rektorate für die Inten-
sivweiterbildungen. 

 

2 Die thematisch frei wählbaren Weiterbildungskurse, 
die Berufseinführungen und die Intensivweiterbildungen 
werden in der Regel von den anerkannten Aus- und 
Weiterbildungsinstitutionen, allenfalls auf Bestellung 
des zuständigen Amts, angeboten. 

2 Aufgehoben  

Art.  37 
Kostentragung, Teilnehmendenbeiträge, Weiterbildungsvertrag 

Art.  37 
Kostentragung, Teilnehmendenbeiträge, Weiterbildungsvertrag 

 

1 Die Kurskosten werden, nach Abzug der Teilnehmen-
denbeiträge im Volksschulbereich von der Einwohner-
gemeinde, in welcher die betreffende Lehrperson unter-
richtet, im Gymnasial- und Berufsbildungsbereich vom 
Kanton getragen. 

1 Die Kurskosten Weiterbildungskosten (Kurskosten, 
Spesen und allfällige Stellvertretungskosten) werden, 
nach Abzug der Teilnehmendenbeiträge  im Volksschul-
bereich von der Einwohnergemeinde, in welcher die be-
treffende Lehrperson unterrichtet, im Gymnasial- und 
Berufsbildungsbereich vom Kanton getragen. 

 

2 …   
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3 Für die thematisch frei wählbaren Weiterbildungskurse 
werden Teilnehmendenbeiträge erhoben, die vom Bil-
dungs- und Kulturdepartement festgelegt werden. 

3 Aufgehoben  

4 …   

5 Bei Zusatzausbildungen und Intensivweiterbildungen 
ist ein Weiterbildungsvertrag abzuschliessen. 

  

Art.  38 
Verfahren 

  

1 Die Rektorate bzw. Schulleitungen ermitteln im Rah-
men der Personalführung zusammen mit den Lehrper-
sonen den Weiterbildungsbedarf. Sie bewilligen den Be-
such von Weiterbildungsangeboten gemäss Art. 34 
Abs. 1 Bst. c, d und g dieser Verordnung. 

1 Die Rektorate bzw. Schulleitungen ermitteln im Rah-
men der Personalführung zusammen mit den Lehrper-
sonen den Weiterbildungsbedarf. Sie bewilligen den Be-
such von Weiterbildungsangeboten gemäss Art. 34 Abs. 
1 Bst. c, d und g dieser Verordnung. 

 

7. Stellenausschreibung und Anstellungsbefug-
nisse 

            

Art.  39 
Stellenausschreibung 

  

1 Offene Stellen werden grundsätzlich durch das Perso-
nalamt (für die kantonalen Schulen) oder die Schullei-
tung (für die Schulen der Einwohnergemeinden) ge-
mäss Art. 8 der Personalverordnung9) ausgeschrieben. 

  

Art.  40 
Anstellungsinstanz 

  

1 Der Rektor oder die Rektorin der kantonalen Schulen 
wird in Zusammenarbeit mit dem Personalamt vom Bil-
dungs- und Kulturdepartement angestellt, die Schullei-
terin bzw. der Schulleiter und die stellvertretende Schul-
leiterin bzw. der stellvertretende Schulleiter der Schulen 
der Einwohnergemeinden vom Einwohnergemeinderat. 

  

 
9) GDB 141.11 

http://gdb.ow.ch/data/141.11/de
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2 Der Prorektor oder die Prorektorin der kantonalen 
Schulen werden vom zuständigen Amt angestellt. 

2 Der Prorektor oder die Prorektorin der kantonalen 
Schulen werden in Zusammenarbeit mit dem Personal-
amt vom zuständigen Amt angestellt. 

 

3 Die Lehrpersonen der kantonalen Schulen werden in 
Zusammenarbeit mit dem Personalamt von der Rektorin 
oder vom Rektor, jene der Schulen der Einwohnerge-
meinden vom Einwohnergemeinderat angestellt, sofern 
diese Befugnis nach erfolgter Änderung von Art. 94 Ziff. 
9 der Kantonsverfassung nicht einer andern Instanz 
übertragen ist. 

  

8. Übergangs- und Schlussbestimmungen             

Art.  41 
Vollzug 

  

1 Das Bildungs- und Kulturdepartement überwacht den 
einheitlichen Vollzug dieser Verordnung. Es kann Wei-
sungen oder Vollzugsrichtlinien erlassen. 

  

Art.  42 
Übergangsbestimmungen 

  

1 Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung 
bestehenden Anstellungsverträge endigen spätestens 
auf den 31. Juli 2009. Im Verlaufe des Schuljahres 
2008/2009 sind neue Anstellungsverträge nach dieser 
Verordnung abzuschliessen. 

  

2 Die Beurteilung der Lehrpersonen gemäss Art. 21 bis 
23 dieser Verordnung wird auf den 1. Januar 2010 ein-
geführt. 

  

Art.  43 
Aufhebung bisherigen Rechts 

  

1 Es werden aufgehoben:   
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a. die Verordnung über den Kindergarten und die Volks-
schule (Schulverordnung) vom 30. Juni 197810); 

  

b. ...11)   

c. die Ausführungsbestimmungen über das Arbeitsver-
hältnis der Lehrer an der Kantonsschule vom 14. Mai 
198512); 

  

d. die Ausführungsbestimmungen über das Arbeitsver-
hältnis der Lehrer an der kantonalen Berufsschule 
vom 10. Januar 198913); 

  

e. der Erziehungsratsbeschluss betreffend die Lehrer-
pflichtstunden und Lektionsdauer vom 30. November 
198814). 

  

Art.  44 
Inkrafttreten 

  

1 Der Regierungsrat bestimmt, wann diese Verordnung 
in Kraft tritt15). 

  

Anhänge             

1 Anhang 1 bis 3 1 Anhang 1 bis 3 (geändert)       

 
10) OGS 1978, 38, OGS 1986, 102, OGS 1993, 57, OGS 1995, 47, OGS 1997, 114, OGS 1999, 117, OGS 2004, 73, OGS 2006, 95, S. 87 
11) Die Änderungen sind im entsprechenden Erlass nachgeführt und können unter OGS 2008, 39 konsultiert werden 
12) OGS 1986, 67, OGS 1989, 24, OGS 1991, 1, OGS 1991, 60, OGS 1993, 15, OGS 1993, 68, OGS 1999, 35, OGS 2003, 12, OGS 2003, 45 
13) OGS 1989, 106, OGS 1991, 32, OGS 1993, 69, OGS 1999, 36, OGS 2003, 13, OGS 2005, 81 
14) Nicht veröffentlicht 
15) Vom Regierungsrat auf 1. August 2008 in Kraft gesetzt 
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Ursprüngliche Fundstelle: OGS 2008, 39 
Ursprüngliches Inkrafttreten: 1. August 2008 
  
Der Regierungsrat ist nach Art. 27 Abs. 1 ermächtigt, 
die Funktionsstufen (Anhang 2) anzupassen. Bis zur 
Aufhebung des Anhangs 3 durch den Nachtrag vom 27. 
Mai 2021 war der Regierungsrat nach Art. 27 Abs. 1 
auch ermächtigt, die Lohnentwicklungsmatrix mit Be-
rechnungsfaktor für Lehrpersonen (Anhang 3) anzupas-
sen. 
  
geändert durch 
- die AB über Anpassungen im Lohnsystem des Staats-
personals und der Lehrpersonen vom 9. September 
2008, in Kraft seit 1. Januar 2009 (OGS 2008, 72),* 
- die AB über Anpassungen im Lohnsystem des Staats-
personals und der Lehrpersonen vom 21. September 
2010, in Kraft seit 1. Januar 2011 (OGS 2010, 58),* 
- Nachtrag vom 28. Oktober 2010, in Kraft seit 1. Au-
gust 2011 (OGS 2010, 66), 
- Nachtrag vom 22. November 2011, in Kraft seit 1. Ja-
nuar 2012 (OGS 2011, 68),* 
- Nachtrag vom 4. Dezember 2012, in Kraft seit 1. Ja-
nuar 2013 (OGS 2012, 70),** 
- Nachtrag vom 10. Dezember 2013, in Kraft seit 1. Ja-
nuar 2014 (OGS 2013, 51),* ** 
- Nachtrag vom 29. Juni 2018 (OGS 2018, 24), Bot-
schaft und Vorlage des Regierungsrats vom 27. März 
2018, Kantonsratsprotokoll vom 25. Mai und 29. Juni 
2018 (23.18.04), in Kraft seit 1. August 2019 (OGS 
2018, 29), 
- Nachtrag zum Bildungsgesetz vom 29. Juni 2018 
(OGS 2018, 26), Botschaft und Vorlage des Regie-
rungsrats vom 27. März 2018, Kantonsratssitzungen 
vom 25. Mai und 29. Juni 2018 (22.18.04), in Kraft seit 
1. Januar 2020 (OGS 2018, 28) 
- Nachtrag vom 10. September 2020 (OGS 2020, 38), 
Botschaft und Vorlage des Regierungsrats vom 23. Juni 
2020, Kantonsratssitzung vom 10. September 2020 
(23.20.03), in Kraft seit 1. August 2021 
- Nachtrag zur Personalverordnung vom 27. Mai 2021 
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(OGS 2021, 20), Botschaft und Vorlage des Regie-
rungsrats vom 22. März 2021, Kantonsratssitzungen 
vom 27. Mai 2021 (22.21.01), in Kraft seit 1. August 
2021 (OGS 2021, 27), 
- Nachtrag vom 20. September 2022, in Kraft seit 1. Ja-
nuar 2023 (OGS 2022, 31 und 35),* 
- Nachtrag vom 17. Oktober 2023, in Kraft seit 1. Janaur 
2024 (OGS 2023, 32) * 
  
* Änderung des Anhangs 2 durch den Regierungsrat 
** Änderung des Anhangs 3 durch den Regierungsrat 

 II.  

      Keine Fremdänderungen.       

 III.  

      Keine Fremdaufhebungen.       

 IV.  

 [Abschlussklausel]  

 Sarnen,  

 Im Namen des Kantonsrats 
Der Ratspräsident: 
Der Ratssekretär: 

 

 


